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1949 


Drucksache Nr. 2401 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. J 

6 — 61021 — 1521/51 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende Ich den 


Entwurf eines Gesetzes betreffend den 
Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stab! vom 
1 8. April 1951 


nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Je ein Abdruck des Vertrages und der Begründung des Vertrags- 
werkes sind bei gefügt (Anlagen 2 und 3) ''0. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner 61. Sitzung am 27. Juni 1951 nach der 
Anlage 4 Stellung genommen. 


Dr. Adenauer 


als Sonderdruck verteilt. 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend 

den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl vom 18* April 1951 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 


Artikel I 

Dem am 18. April 1951 in Paris Unterzeich- 
neten Vertrag über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
einschließlich seiner Anlagen, Zusatzprotokolle 
und Zusatzabkommen wird zugestimmr. 

Artikel II 

Der Vertrag sowie seine Anlagen, Zusatz 
Protokolle und Zusatzabkommen werden nach- 
stehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

Der Tag, an dem sie in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Der den gesetzgebenden Körperschaften zur Zu- 
Stimmung vorgelegte Vertrag über die Gründung 
einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl ist von den Außenministern Deutschlands, 
Belgiens, Frankreichs, Italiens, Luxemburgs und 
der Niederlande am 18, April 1951 in Paris unter- 
zeichnet worden. Gleichzeitig mit dem Vertrag 
wurden folgende Anlagen, Zusatzprotokolle und 
Zusatzabkommen unterzeichnet ; 

1. Anlage I über die Begriffsbestimmungen für 
Kohle und Stahl ; 

2. Anlage II über Schrott; 

3. Anlage III über Edelstähle ; 

4. Protokoll über die Vorrechte und Immuni- 
täten der Gemeinschaft ; 

5. Protokoll über die Satzung des Gerichtshofes ; 

6. Protokoll über die Beziehungen zum Europa- 
rat ; 

7. Briefwechsel zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
gierung der Französischen Republik über die 
Saar ; 

8. Abkommen über, die Übergangsbestimmun- 
gen. 

Für die Bundesrepublik wurden der Vertrag und 
die vorerwähnten Anlagen, Zusatzprotokolle und 
Zusatzabkommen durch den Bundeskanzler und 
Bundesminister des Auswärtigen unterzeichnet 

Durch den Vertrag begründen die sechs Unter- 
zeichnerstaaten eine übernationale Gemeinschaft, 
die den Zweck hat, durch eine Zusamm.enlegung 
von Hoheitsrechten in bezug auf die Grundstoff- 
industrien einen gemeinsamen Markt für Kohle 
und Stahl zu bilden. Die Einzelheiten sind in der 
anliegenden Begründung zu dem Vertragswerk 
dargelegt. 

Das vorgelegte Zustimmungsgesetz enthält die 
üblichen Bestimmungen, wie sie auch in anderen 
Fällen eines deutschen Beitritts zu mehrseitigen 
zwischenstaatlichen Abkommen (Europarat, Euro- 
päische Zahlungsunion) in die Gesetzesvorlagen ge- 
mäß Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes auf- 
genommen worden sind. 


Artikel I bringt zum Ausdruck, daß der Bun- 
destag dem Vertrag zustimmt. Diese Zustimmung 
ist gemäß Artikel 59 Absatz 2 erforderlich. Sie ist 
nach der ausdrücklichen Bestimmung des Ar 
tikels 24 Absatz 1 des Grundgesetzes in der vor- 
gesehenen Form des einfachen,Gesetzes auch inso- 
weit ausreichend, als durch den Vertrag Hoheits- 
rechte auf die übernationale Gemeinschaft über- 
tragen werden. 

Artikel II des Gesetzentwurfes bestimmt, daß 
der Vertrag in innerstaatliches Recht umgewan- 
delt und mit Gesetzeskraft veröffentlicht wird. 
Der Tag, an dem er in Kraft tritt, richtet sich nach 
der Bestimmung des Artikels 99 Absatz 2 des Ver- 
trages, wonach der Vertrag am Tage der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunde desjenigen Unter- 
zeicherstaates in Kraft tritt, der als letzter diese 
Hinterlegung vornimmt. Dieser Tag des Inkraft- 
tretens wird später im Bunde.sgesetzblatt bekannt- 
gegeben werden. 

Artikel III ’^des Gesetzentwurfes enthält die 
übliche Bestimmung über das Inkrafttreten des 
Zustimmungsgesetzes selbst. 

Das Zustimmungsgesetz bedarf keiner Zustim- 
mung des Bunuesrates. Durch den Vertrag w'orden 
Verwaltungsbefugnisse der übernationalen Hohen 
Behörde begründet. Hierdurch w^erden die nach 
dem Grundgesetz (Artikel 30 und 83) vorgesehenen 
Befugnisse der Länder der Bundesrepublik zur 
Ausführung eines Bundesgesetzes nicht beeinträch- 
tigt. Denn nach Artikel 83 des Grundgesetzes füh- 
ren die Länder die Bundesgesetze als eigene Ange- 
legenheit nur insoweit aus, als das Grundgesetz 
nichts anderes zuläßt. Eine solche Ausnahme ist bei 
der Übertragung von Hoheitsrechten auf zwischen- 
staatliche Einrichtungen nach Artikel 24 Absatz 1 
des Grundgesetzes gegeben. Die Zuweisung hoheit- 
licher Befugnisse an die Organe der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl hat in dieser 
Verfassungsvorschrift ihre unmittelbare Grundlage. 
Das Erfordernis der Zustimmung des Bundesrates 
nach Artikel 84 Absatz 1 des Grundgesetzes trifft 
daher für das vorgelegte Gesetz nicht zu. 


3 



Anlage 4 

DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 27. Juni 1951 

An den Herrn 
Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 6. Juni 1951 — 6 — 61021 — 
1468/51 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundes- 
rat in seiner 61. Sitzung am 27. Juni 1951 zu dem 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den 
Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vom 18. April 1951 

folgenden Beschluß gefaßt hat: 

1. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß vor der Verabschiedung 
des Ratifizierungsgesetzes eine verbindliche Zusage aller in Frage 
kommenden ausländischen Mächte darüber vorliegcn muß, daß 
folgende besatzungsrechtlichen Institutionen und Bestimmungen 

a) Ruhrbehördc 

b) Alliierte Kohle- und Stahlkontrollgruppcn 

c) Eingriffsrechte der Alliierten Sicherheitsbehörde in Kohlc- 
und Stahl Wirtschaft 

d) Beschränkung der Stahlkapazität und Stahlproduktion 
mit dem Augenblick, in dem die Vertragsorgane ihre Funktionen 
übernehmen, spätestens mit der Erridhtung des gemeinsamen 
Marktes, vollständig fortfallen. 

2. Der Bundesrat empfiehlt der Bundesregierung, bei Verhandlungen 
über zusätzliche Abkommen zu den bisherigen Übergangsab- 
kommen entsprechend dem darin niedergelegtcn Schutzprinzip 
(§§ 24 ff) den vordringlichen deutschen Investitionsbedarf in der 
Stahlerzeugung zu bei ücksichtigen. 

3. Außerdem muß ein befriedigende Regelung getroffen sein über 
die Verbundwirtschaft zwischen Kohle und Stahl und über eine 
wirtschaftlich vernünftige Organisation des Absatzes deutscher 
Kohle. 

Der Bundesrat ersucht die Bundesregierung, bei den in Gang 
befindlichen Verhandlungen besonderen Nachdruck auf die Er- 
reichung dieses Zieles zu legen. 

4. Der Bundesrat empfiehlt der Bundesregierung, durch eine ge- 
meinsame Erklärung der beteiligten Mächte klarstellcn zu lassen, 
daß durch Maßnahmen der Hohen Behörde 

a) 'feine Sozial versidierungsreform nicht behindert 

b) Sozialvcrsichcrungsleistungen nicht gesenkt und 

c) die Tarifvertragsfreiheit nidn beschränkt werden sollen. 

5. Außerdem wird verlangt, daß bei der Willcnsbildung der deutschen 
Stellen im Rahmen des Schumanplanes die Mitwirkung des Bundes- 
rates vor der Ratifizierung im Gesetz sichergcstcllt wird. 

Dr. Ehard 
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